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VORLAGE

18/255
Alle Abgeordneten

Ministerium der Justiz Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

Präsident des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Entwurf der Verwaltungsvereinbarung zur Fortführung der Evalua­
tion des Jugendstrafvollzuges und des zentralen Projektsekretariats 
mit Anbindung an den Kriminologischen Dienst des Landes Nord­
rhein-Westfalen 

Anlage 
Entwurf der Verwaltungsvereinbarung mit Anlagen 1 und 2 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

gemäß Abschnitt II. Ziffer 1 der „Vereinbarung zwischen Landtag und 
Landesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die Landes­
regierung" übersende ich den Entwurf der Verwaltungsvereinbarung der 
Nutzerländer zur Fortführung der Evaluation des Jugendstrafvollzuges 
und des zentralen Projektsekretariats mit Anbindung an den Kriminologi­
schen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die Landesregierung hat den Entwurf der Verwaltungsvereinbarung in 

der Kabinettsitzung am 27.09.2022 beraten. 
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Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

Hintergrund ist die in § 72 des Gesetzes zur Regelung des Jugendstraf­
vollzuges in Nordrhein-Westfalen (JStVollzG NRW) bzw. entsprechenden 
Vorschriften in den Jugendstrafvollzugsgesetzen der übrigen Länder zu 
findende Bestimmung, wonach der Jugendstrafvollzug zu evaluieren ist. 

Auf der Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung zur Fortführung der 
Evaluation des Jugendstrafvollzuges und des zentralen Projektsekretari­
ats mit Anbindung an den Kriminologischen Dienst des Landes Nord­
rhein-Westfalen für das Jahr 2022 haben sich 13 Bundesländer beteiligt. 
Hierfür haben sich die Länder darauf verständigt, eine Vollzeitstelle für 
eine wissenschaftliche Mitarbeiterin oder einen wissenschaftlichen Mitar­
beiter in dem Projektsekretariat zu schaffen, um das vorgeschlagene Ar­
beitsprogramm zu bewältigen. Die Kosten der Stelle werden von den be­
teiligten Ländern (ohne Nordrhein-Westfalen) in entsprechender Anwen­
dung des angepassten Königsteiner Schlüssels finanziert; Nordrhein­
Westfalen trägt alle übrigen (Sach-) Kosten des Projektsekretariats. Nicht 
beteiligt haben sich die Länder Baden-Württemberg, Bayern und Sach­
sen, die jeweils eine eigene Evaluation durchführen. 

Vor dem Hintergrund der zum Jahresende 2022 auslaufenden Verwal­
tungsvereinbarung zur Fortführung der Evaluation des Jugendstrafvollzu­
ges und des zentralen Projektsekretariats mit Anbindung an den Krimino­
logischen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen wurden die beteiligten 
Länder zu der Frage einer Fortführung der länderübergreifenden Evalua­
tion und damit einer Klärung der fortzuführenden Finanzierung ange­
schrieben. Die 13 an der länderübergreifenden Evaluation des Jugend­
strafvollzuges beteiligten Bundesländer haben sich für die Fortführung 
sowohl der länderübergreifenden Evaluation des Jugendstrafvollzuges 
als auch für die Fortführung einer Vollzeitstelle für eine wissenschaftliche 
Mitarbeiterin oder einen wissenschaftlichen Mitarbeiter in dem Projekt­
sekretariat mit Anbindung an den Kriminologischen Dienst Nordrhein­
Westfalen für das Jahr 2023 verständigt. Hierfür bedarf es einer Verwal­
tungsvereinbarung der beteiligten Bundesländer. 

Hinsichtlich der Finanzierung des Projekts ist geplant, dass die anfallen­
den Gemein- und Sachkosten am Standort des zentralen Projektsekreta­
riats - wie bislang auch - durch das Land Nordrhein-Westfalen getragen 
werden, welches auch Arbeitgeber der wissenschaftlichen Mitarbeiterin 

oder des wissenschaftlichen Mitarbeiters sein soll. Dafür übernehmen die 
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Ministerium der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
Der Minister 

übrigen Länder die Zahlung der Personalkosten der wissenschaftlichen 
Mitarbeiterin oder des wissenschaftlichen Mitarbeiters, wobei eine interne 
Aufteilung unter Modifizierung des Königsteiner Schlüssels - ohne Betei­
ligung der an der Verwaltungsvereinbarung nicht beteiligten Länder - er­
folgt. 

Mit freundlichen Grüßen 

l:.le-Q 
Dr. Benjamin Limbach 
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Verwaltungsvereinbarung 
zur Fortführung der Evaluation des Jugendstrafvollzuges und des zentralen 

Projektsekretariats mit Anbindung an den Kriminologischen Dienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Die Länder 

Berlin 
- Brandenburg 
- Bremen 
- Hamburg 
- Hessen 
- Mecklenburg-Vorpommern 
- Niedersachsen 
- Nordrhein-Westfalen 
- Rheinland-Pfalz 
- Saarland 
- Sachsen-Anhalt 
- Schleswig-Holstein 
- Thüringen 

treffen folgende Vereinbarung : 

§1 
Gegenstand und Zweck 

Die länderübergreifende Evaluation des Jugendstrafvollzuges und das zentrale Pro­
jektsekretariat mit Anbindung an den Kriminologischen Dienst des Landes Nordrhein­
Westfalen sollen nach dem Beschluss des Strafvollzugsausschusses der Länder im 
Rahmen seiner 135. Tagung vom 4. - 6. Mai 2022 in Köln fortgesetzt werden . Dazu 
soll die Vollzeitstelle für eine wissenschaftliche Mitarbeiterin oder einen wissenschaft­
lichen Mitarbeiter in dem zentralen Projektsekretariat fortgeführt werden. Die vorlie­
gende Vereinbarung regelt für das Jahr 2023 die Rechte und Pflichten der beteiligten 
Länder im Zusammenhang mit der Geschäftsordnung und der Finanzierung des vor­
bezeichneten zentralen Projektsekretariats. 

Die beigefügte Geschäftsordnung „Länderübergreifende Evaluation des Jugendstraf­
vollzuges , Stand 04.08.2022 (Anlage 1 ), ist Bestandteil dieser Vereinbarung. 
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§2 
Aufgaben des zentralen Projektsekretariats 

Die Aufgaben des zentralen Projektsekretariats sind der Geschäftsordnung „Länder­
übergreifende Evaluation des Jugendstrafvollzuges" nebst Anlage zu entnehmen. Die 
dort aufgelisteten Aufgaben können im Zuge der weiteren Arbeit durch Mehrheitsbe­
schluss der beteiligten Länder konkretisiert und fortgeschrieben werden. Wegen der 
Zuständigkeit für die Personalführung und Verwaltung des zentralen Projektsekretari­
ats (siehe§ 4) bedarf es jeweils der Zustimmung des Landes Nordrhein-Westfalen. 

§3 
Aufgaben der Länder 

(1) Die Aufgaben der Länder sind der beigefügten Geschäftsordnung „Länderübergrei­
fende Evaluation des Jugendstrafvollzuges" nebst Anlage zu entnehmen. Die dort auf­
gelisteten. Aufgaben können im Zuge der weiteren Arbeit durch Mehrheitsbeschluss 
der beteiligten Länder konkretisiert und fortgeschrieben werden. 

(2) Sofern bestimmte Aufgaben nicht durch alle beteiligten Länder wahrgenommen 
werden müssen, erfolgt die konkrete Übertragung derartiger Aufgaben an einzelne 
Länder durch Mehrheitsbeschluss und mit Zustimmung des jeweils betroffenen Landes 
im Rahmen der zwei Mal jährlich vorgesehenen Arbeitstagungen der Kriminologischen 
Dienste. 

§4 
Besondere Aufgaben des Landes Nordrhein-Westfalen 

Das Land Nordrhein-Westfalen ist Arbeitgeber der wissenschaftlichen Mitarbeiterin o­
der des wissenschaftlichen Mitarbeiters im zentralen Projektsekretariat. Die insofern 
anfallenden besonderen Aufgaben sind in der anliegenden Geschäftsordnung „Län­
derübergreifende Evaluation des Jugendstrafvollzuges" nebst Anlage durch das Län­
derkürzel NRW gekennzeichnet. 

§5 
Finanzierung 

(1) Die beteiligten Länder mit Ausnahme des Landes Nordrhein-Westfalen tragen die 
anfallenden Personalkosten der wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder des wissen­
schaftlichen Mitarbeiters des zentralen Projektsekretariats. Die Kostenaufteilung ·er­
folgt nach einer Modifizierung des Königsteiner-Schlüssels ohne Berücksichtigung der 
Länder Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen . Die Gesamt­
kosten der Länder und die Kostenaufteilung ergeben sich aus der gegenwärtigen Kos­
tenkalkulation für das Jahr 2023, die als Anlage 2 Bestandteil dieser Vereinbarung ist. 
Die Länder sind sich darüber einig , dass diese auf der Eingruppierung in die Entgelt­
gruppe 13 nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder basierenden 
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Kalkulationen nicht abschließend sind , sondern der noch ausstehenden Stufenzuord­
nung der wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder des wissenschaftlichen Mitarbeiters 
des zentralen Projektsekretariats und etwaiger Tarifanpassungen unterliegen. Für den 
Fall , dass die tatsächlichen Personalkosten von den kalkulierten Kosten abweichen, 

sind sich die Länder einig, dass der Kostenbeitrag der Länder entsprechend der vor­
genannten Berechnungsmethode angepasst wird. 

(2) Sämtliche Gemein- und Sachkostenpauschalen am Standort des zentralen Projekt­
sekretariates werden nicht ur.ngelegt, sondern sind ausschließlich durch das Land 
Nordrhein-Westfalen als Sitzland des zentralen Projektsekretariates zu tragen . Damit 
ist eine darüber hinausgehende Kostenbeteiligung (z.B. bei Personalkosten) des Lan­
des Nordrhein-Westfalen im Rahmen dieser Vereinbarung abgegolten. 

(3) Die übrigen Länder zahlen dem Land Nordrhein-Westfalen ihren Anteil an den Ge­
samtkosten jeweils zum 1. November des laufenden Haushaltsjahres. 

§6 
Öffentlichkeitsarbeit 

Sachstands- oder Ergebnisberichte der Evaluation werden dem Strafvollzugsaus­
schuss zu seiner Herbsttagung durch das zentrale Projektsekretariat mit der Bitte um 
Kenntnisnahme und gegebenenfalls Veröffentlichungsgenehmigung vorgelegt. Es 
steht den Ländern und ihren Kriminologischen Diensten frei , die veröffentlichten Er­
gebnisse als Bezugswerte für landesspezifische Auswertungen zu nutzen und nach 
eigenem Ermessen zu publizieren. 

§7 
Öffnungsklausel 

Weitere Länder können der Vereinbarung beitreten . Der Aufnahme müssen alle an der 
Vereinbarung beteiligten Länder zustimmen. 

§8 
Dauer der Vereinbarung, Kündigung 

(1) Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft und endet mit Ablauf des 
31. Dezember 2023. 

(2) Die Erfüllung der Pflichten aus dieser Vereinbarung steht unter dem Vorbehalt der 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln im Haushaltsplan der jeweils betroffenen Vertrags­
partner. 

(3) Ein Land kann diese Vereinbarung jeweils mit einer Frist von drei Monaten zum 
Ende des Jahres kündigen , wenn die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Zahlungen nach§ 5 im Folgejahr nicht vorliegen und nicht geschaffen werden können. 
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Eine einseitige Kündigung ist zudem möglich , wenn einem Land aufgrund nachweislich 
veränderter Umstände ein Festhalten an der Vereinbarung auch unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen nicht zugemutet werden kann . Durch die Kündigung wird der 
Bestand der Vereinbarung zwischen den verbleibenden Ländern nicht berührt. Die bis­
herige Kostenumlage der beteiligten Länder mit Ausnahme des Landes Nordrhein­
Westfalen ist nach erfolgter Kündigung jedoch entsprechend anzupassen und umzu­
legen. 

§9 
Salvatorische Klausel 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder nichtig sein 
oder werden , so berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieser Verein­
barung nicht. 

(2) Die Länder verpflichten sich, unwirksame oder nichtige Bestimmungen durch neue 
Bestimmungen zu ersetzen , die dem in den unwirksamen oder nichtigen Bestimmun­
gen enthaltenen wirtschaftlichen Regelungsgehalt in rechtlich zulässiger Weise ge­
recht werden. Entsprechendes gilt, wenn sich in der Vereinbarung eine Lücke heraus­
stellen sollte . Zur Ausfüllung der Lücke verpflichten sich die Länder auf die Etablierung 
angemessener Regelungen in dieser Vereinbarung hinzuwirken, die dem am nächsten 
kommen , was die Länder nach dem Sinn und Zweck der Vereinbarung bestimmt hät­
ten, wenn der Punkt von ihnen bedacht worden wäre. 
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Berlin , den 

Senatsverwaltung für Justiz, 
Vielfalt und Antidiskriminierung 

Dr. Lena Kreck 

Bremen, den 

Senatorin für Justiz und Verfassung der 
Freien Hansestadt Bremen 

Dr. Claudia Schilling 

Wiesbaden, den 

Hessisches Ministerium der Justiz 

Prof. Dr. Roman Poseck 

Hannover, den 

Niedersächsisches Justizministerium 

Barbara Havliza 

Potsdam, den 

Ministerium der Justiz des Landes Bran­
denburg 

Susanne Hoffmann 

Hamburg , den 

Behörde für Justiz und Verbraucher­
schutz der Freien und Hansestadt Ham­
burg 

Anna Gallina 

Schwerin, den 

Ministerium für Justiz, Gleichstellung und 
Verbraucherschutz des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 

Jacqueline Bernhardt 

Düsseldorf, den 

Ministerium der Justiz des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin Limbach 
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Mainz, den Saarbrücken , den 

Ministerium der Justiz Rheinland-Pfalz Ministerium der Justiz des Saarlandes 

Herbert Mertin Petra Berg 

Magdeburg , den Kiel, den 

Ministerium für Justiz und Verbraucher- Ministerium für Justiz und Gesundheit 
schutz des Landes Sachsen-Anhalt des Landes Schleswig-Holstein 

Franziska Weidinger 

Erfurt, den 

Thüringer Ministerium für Migration , 
Justiz und Verbraucherschutz 

Dirk Adams 

Prof. Dr. Kerstin von der Decken 
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